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Bekanntmachung des Königlichen Ober⸗ 
Präſidenten der Provinz Brandenburg. 
964. Polizeiverordnung 
betreffend die 
Beförderung von Dampfpflügen auf Chauſſeen 
ſowie den Betrieb von Dampfpflügen in der Nähe 
von Chauſſeen und anderen öffentlichen Wegen. 

Auf Grund des $ 137 Abſatz 1 des Geſetzes 
über die Allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Jult 1883 (Geſetzſammlung S. 195) in Ver⸗ 
bindung mit den 95 6, 12 und 15 des Geſetzes 
über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 
(Geſetzſammlung Seite 265) verordne ich für den 
Umfang der Provinz Brandenburg, mit Ausnahme 
der Stadtkreiſe Charlottenburg, Rixdorf, Schöneberg, 
Wilmersdorf, Lichtenberg und der Landgemeinde 
Borhagen Rummelsburg, mit Zuſtimmung des 
Provinzialrats, was folgt: 

S 1. Für die Beförderung von Dampfpflügen 
auf Chauſſeen iſt die vorgängige Erlaubnis des für 
die betreffende Chauſſeeſtrecke zuſtändigen Landrats 
(in Städten der Ortspolizeibehörde) erforderlich. 

Der Landrat (in Städten die Ortspolizei⸗ 
behörde) kann bei oder nach Erteilung der Erlaubnis 
beſtimmte Vorſchriften erlaſſen für das Befahren 
einzelner Brücken, Durchläſſe und anderer Bauwerke, 
bei denen beſondere Vorſichtsmaßregeln erforderlich 
find, ſowie auch ſonſtige Anordnungen im poltzei- 
lichen Intereſſe treffen. 

Der Unternehmer hat dafür zu ſorgen, daß 
von der Beförderung eines Dampfpfluges mindeſtens 
24 Stunden vor ihrer Ausführung den zuſtändigen 
Wegeunterbeamten (Chauſſeeaufſeher, Wegewärter) 
unter Vorlegung der erteilten Fahrerlaubnis Anzeige 
gemacht wird. 

2. Die Breite der Lokomotiven darf 3 Meter 
nicht überſchreiten. 


An jeder Lokomotive muß ihr Gewicht an 
gegeben ſein. 

Diagonal geriefelte Radreifen der Lokomotiven 
ſind nur zuläſſig, wenn die aufgenieteten Laſchen 
höchſtens 20 Millimeter ſtark und ſo angebracht 
find, daß fie in der Breite von mindeſtens 20 Beni: 
metern den als völlig eben und feſt gedachten Boden 
gleichzeitig berühren. 

S 3. Zwei hintereinander fahrende Loko⸗ 
motiven dürfen nicht Spur halten. 

An die Lokomotiven dürfen nur ſolche Fahr⸗ 
zeuge oder Geräte angehängt werden, welche un⸗ 
mittelbar zum Betriebe des Dampfpfluges gehören. 

Das Anhängen von mehr als zwei Fahrzeugen 
oder Geräten iſt verboten. Ausnahmsweiſe kann 
von der zur Erteilung der Fahrerlaubnis zuſtändigen 
Behörde (§ 1) für beſtimmte Chauſſeeſtrecken die 
Erlaubnis zum Anhängen von drei Fahrzeugen oder 
Geräten erteilt werden. 

§ 4. Die Fahrgeſchwindigkeit eines Dampf. 
pflugtransportes darf ein Kilometer in zehn Minuten 
nicht überſteigen. 

Der Transport muß für den übrigen Verkehr 
ſoviel Raum laſſen als möglich iſt. Im Falle der 
Annäherung von Truppen, von größeren Aufzügen 
oder von Viehherden muß er angehalten werden. 
Ebenſo wenn die Bedienungsmannſchaft bemerkt oder 
durch Zurufe oder Zeichen darauf aufmerkſam 
gemacht wird, daß durch den Transport die Gefahr 
des Scheuwerdens von Tieren herbeigeführt wird. 

S 5. Zur Bedienung eines Transportes 
müſſen bei einer Lokomotive vier, bei zwei Loko⸗ 
motiven fünf Perſonen vorhanden ſein, von denen 
je eine der Lokomotive voraufgehen und nötigenfalls 
den mit Pferden den Transport Paſſierenden 
Beiſtand leiſten muß. 
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$ 6. Während der Beförderung eines Dampf: 
pfluges ift die Benutzung der Lokomotivpfeife verboten. 

Der Dampfdruck darf nicht ſo hoch geſpannt 
werden, daß die Sicherheitsventile abblaſen. 

Angeſichts von Perſonen, welche Pferde reiten, 
fahren oder führen, dürfen die Zylinderhähne nicht 
geöffnet werden. 

Die Aſchkaſten der Lokomotiven müſſen gegen 
das Herausfallen von Brennſtoffen genügend 
geſichert ſein und dürfen während der Fahrt in der 
Nähe von Gebäuden und Waldungen nicht 
entleert werden. 

§ 7. Der Verkehr mit Dampfpflügen ift in 
der Zeit von einer Stunde nach Sonnenuntergang 
bis eine Stunde vor Sonnenaufgang unterſagt. 

Ausnahmsweiſe kann der Nachtverkehr von der 
zur Erteilung der Fahrerlaubnis zuſtändigen Behörde 
($ J) für beſtimmte Fälle und unter der Bedingung 
geſtattet werden, daß ſowohl die Lokomotiven wie 
die zugehörigen Fahrzeuge mit hellbrennenden roten 
Laternen verſehen ſind, welche an der Lokomotive 
vorn und am letzten Gefährt des Zuges hinten 
angebracht werden. 

.Wenn Dampfpflüge in unmittelbarer 
Nähe von Chauſſeen und anderen öffentlichen Wegen 
innerhalb einer Entfernung von 25 Metern betrieben 
werden, ſo muß auf Zuruf oder Zeichen eines 
Paſſanten, welcher auf den öffentlichen Wegen 
Pferde führt, fährt oder reitet oder Vieh treibt, der 
Betrieb angehalten und namentlich der Gebrauch der 
Dampfpfeife vermieden werden. 


B 9. Zuwiderhandlungen gegen die vor» 
ſtehenden Beſtimmungen werden, ſofern nicht nach 
allgemeinen Landesgeſetzen eine höhere Strafe 
verwirkt iſt, mit Geldſtrafe bis zum Betrage von 
60 Mark beſtraft. 

§ 10. Durch die Erteilung der Erlaubnis zur 
Beförderung eines Dampfpfluges wird die Ver⸗ 
pflichtung des Unternehmers, für allen Schaden 
aufzukommen, welcher durch den Transport dem 
Chauſſeeunterhaltungspflichtigen oder einem anderen 
verurſacht wird, und das Recht des Unterhaltungs⸗ 
pflichtigen, zur Sicherung ſeiner etwaigen Schadens⸗ 
erſatzanſprüche die Beſtellung einer angemeſſenen 
Sicherheit zu verlangen, nicht berührt. 

$ 11. Die den Gegenſtand betreffenden 
Bezirks⸗, Kreis⸗ und Ortspolizeiverordnungen 
werden aufgehoben. 

Potsdam, den 21. November 1908. 

(1 B 8498). Der Oberpräſident. 
965. Polizeiverordnung. 

Auf Grund der 88 137 und 139 des Geſetzes 
über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 
1883 (Geſ⸗S. S. 195) und der 88 6, 12 und 15 
des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 
1850 (Geſ.⸗S. S. 265), ſowie des § 9 des Ge⸗ 
ſetzes vom 16. Auguſt 1905 (Geſ.⸗S. S. 342) wird 


mit Zuſtimmung des Provinzialrats folgende Polizei⸗ 
verordnung erlaſſen: 

S 1. Die Beſtimmungen der Polizeiverordnung 
finden auf folgende innerhalb der Provinz Branden⸗ 
burg belegene Flußſtrecken Anwendung: 

I. Die Oder 
einſchließlich folgender zu ihrem Stromgebiet ge⸗ 
hörenden Waſſerläufe: 
a) Oderberger Gewäſſer von Liepe bis Hohen⸗ 
ſaathen, 
b) Wriezener Alte Oder von den Oderberger Ge⸗ 
wäſſern bis Wriezen, 
c) Freienwalder Landgraben von der Wriezener 
Alten Oder bis Freienwalde. 
II. Den Bober 
III. Die Lauſitzer Neiße 
IV. Die Warthe 
V. Die Netze 
VI. Die Drage 
VII. Die Spree 
vom Eintritt bei der ſchleſiſch⸗brandenburgiſchen Pro⸗ 
vinzialgrenze bis zur Dammbrücke bei Cöpenick, ein⸗ 
ſchließlich der zur Hochwaſſerabführung beſtimmten 
nachſtehend unter 1—41 aufgeführten wichtigſten 
Seitenarme der Spree im Ober⸗ und Unterſpree⸗ 
walde: 
a) des Oberſpreewaldes. 


1. Südlicher Hauptlauf: (von Gnielawehr abwärts 
über Burger Mühle, Dubkowmühle und Lübbe⸗ 
nauer Schloßmühle bis Lübben); Burger Mühl⸗ 
ſpree, Prinz Wilhelmfließ, Spreeze, Neue Spree. 

2. Mittlerer Hauptlauf: Gniela, Blahoa, Bluſch⸗ 
nitza, Schrebenze (unterer Lauf), Große Mut⸗ 
nitza, Krumme Mutnitza. 

3. Nördlicher Hauptlauf: (von der Mündung des 
Hammerſtromes über Schmogrower Mühle, 
Straupitzer Buſchmühle, Kannomühle und Alt⸗ 
zauche); Malxe, Mockſche Brott, Große Bſenitza, 
Dollfließ, Straupitzer Buſchmühlſpree, Kanno⸗ 
mühlſpree, Altzaucher Spree. 

„Burger Schneidemühlfließ, Sprewa, Tſchiwa, 
Jankens Fließ. 

Neue Spree (in Burg), Pretzna⸗Zerra, Abzugs⸗ 
fließ. 

Tſchuga, Groblitza, Burger Kanal, Lehdeſche 
Grobla, Wotſchofskafließ. 

. Zeineweberfließ und Nabaſatz, Kſchiſchoka (von 
der Müſchener Mühle abwärts) und Spreitze. 

Radduſcher Kahnfahrt (von der Burger Mühl⸗ 
ſpree bis zur oberen Grobla), Obere und Untere 
Grobla, die Groß⸗Lübbenauer Kahnfahrt (von 
der Unteren Grobla bis zur Raſchkonitza), 
Raſchkonitza, Gorroſchoa. 

9. Boitzfließ, Krummes Wehrfließ. 

10. Leiper (Boblitzer) Kahnfahrt (von der Mühl⸗ 

fpree bis zur Gorroſchoa). 

11. Neues Buſchfließ und Butſchnigk. 
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12. Giglitza (Geſchelitza), Buſchnitza, Liſchga, Wees⸗ 
kow, Koſoafließ. 

13. Zſchummi⸗, Quodda⸗, Dolzke⸗ und Zeitzfließ. 

14. Strenkel und Totzke. 

15. Leipſche Grobla, Tſchellokanal. 

16. Schrebenze (oberer Lauf). 

17. Straupiger Fahrfließ (von der Straupitzer 
Buſchmühle bis zum Jammafließ), Neuzaucher 
Fließ (von der Kannomühlſpree bis zum Ge⸗ 
raſchofließ), Geraſcho⸗, Grobla⸗ und Zaucherfließ. 

18. Das Byhleguhrer Schneidemühlfließ (von der 
Mockſchen Brott bis zur Mühlſpree) und die 
Mühlſpree. 

19. Kleine Malxe, Jammafließ und Milanka. 

20. Lübbenauer Grobla, Lübbenauer Mühlſpree, 
Luſchna und Buſchmühlſpree. 

21. Polenzoa und Eichkanal. 

b) des Unterſpreewaldes. 

Hauptſpree (von der Großen Amtsmühle in 

Lübben über die Schlepziger Dorfmühle ab⸗ 
wärts bis Leibſch). 

23. Schloßgraben. 

. Stadtgraben. 

. Neue Spree. 

26. Schützengraben. 

27. Kopelna. 

28. Waſſerburger Spree. 

29. Puhlſtrom. 

. Quaasſpree. 

31. Nebenfließ A und B. 

32. Zerniasgraben. S 

33. Buſchmühlfließ. 

34. Freifließ. 

35. Pretſchener Spree. 

36. Krausnicker Strom. 

37. Kſchiwaſtrom. 

Langer Horſtgraben. 

. Örenzftrom. 

Spundpfählenſpree. 

41. Lehmannſtrom (Dubreitze). 

VIII. Die Dahme 

einſchließlich ihrer Mündungsſtrecke (Wendiſche Spree), 

der Verbindungsgraben der Seen in den Storkower⸗ 

und Teupitzer Gewäſſern und des nach dem Geſetze 
vom 4. Auguſt 1904 (Geſ.⸗S. S. 197) herzuſtellenden 

Spreeumlaufkanals von Leibſch bis Wendiſch⸗Buchholz. 
§ 2. Vertiefungen der Erdoberfläche im Hoch⸗ 

waſſerabflußgebiete der im 8 1 bezeichneten Waſſer⸗ 

läufe bedürfen, ſoweit ſie nicht in einer von der zu⸗ 
ſtändigen Deichbehörde zum Zwecke von Schutz⸗ und 

Meliorationsanlagen angeordneten Bodenentnahme 

o LT Ec as der Deichverbände beſtehen, der 

migung des Landrats, i iſen der Orts⸗ 
pollgelbehörde. s, in Stadtkreiſen der Orts 
B 3. Der Landrat, in Stadtkreiſen die Orts⸗ 
polizeibehörde, iſt befugt, im Hochwaſſerabflußgebiete 
der im 81 bezeichneten Waſſerläufe das Lagern 
von Schlamm, Sand, Erde, Schlacken, Steinen, 


Holz und anderen Stoffen, welche die Vorflut zu 
erſchweren geeignet ſind, zu verbieten. 

8 4. Der Landrat, in Stadtkreiſen die Orts⸗ 
polizeibehörde, iſt befugt, anzuordnen, daß die Grund⸗ 
ſtücksbeſitzer ohne Anſpruch auf Entſchädigung ver⸗ 
pflichtet ſind, im Hochwaſſerabflußgebiete der im 
§ 1 bezeichneten Waſſerläufe wildwachſende Bäume 
und Sträucher, und außerhalb des Hochwaſſer⸗ 
abflußgebietes ſolche Bäume und Sträucher die der 
Gefahr ausgeſetzt ſind, in den Waſſerlauf abzufallen 
oder durch das Waſſer entwurzelt zu werden, nach 
ihrer Wahl ſelbſt zu beſeitigen oder ſich die Beſeitigung 
gefallen zu laſſen. 

B 5. Die Entnahme von Lehm, Kies, Steinen 
und anderen Stoffen aus dem Bette und den Ufer⸗ 
grundſtücken bedarf bei den im § 1 bezeichneten 
Waſſerläufen, ſoweit fie nicht ſchiffbar ſind, der 
Genehmigung des Landrats, in Stadtkreiſen der 
Ortspolizeibehörde. Für die ſchiffbaren Waſſerläufe 
verbleibt es bei der bisherigen Zuſtändigkeit der 
Strompolizeibehörde. 

8 6. Der Landrat, in Stadtkreiſen die Orts⸗ 
polizeibehörde, iſt befugt, bei den im 8 1 bezeichneten 
Waſſerläufen, ſoweit ſie nicht ſchiffbar ſind, die 
Benutzung der Ufer zum Abziehen und Abrollen 
von Holz oder anderen Gegenſtänden, ſowie zum 
Viehtränken zu verbieten. Für die ſchiffbaren 
Waſſerläufe verbleibt es bei der bisherigen Zu⸗ 
ſtändigkeit der Strompolizeibehörde. 

S 7. Zuwiderhandlungen gegen die vor⸗ 
ſtehenden Beſtimmungen dieſer Polizeiverordnung 
oder gegen ein auf Grund derſelben erlaſſenes Ver⸗ 
bot werden nach S 137 des Geſetzes über die all⸗ 
gemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 mit 
Geldſtrafe bis zu 60 Mark, im Unvermögensfalle 
mit entſprechender Haft beſtraft, ſofern nicht nach 
g Beſtimmungen härtere Strafen verwirkt 

nd. 

Dieſe Polizeiverordnung tritt am 1. Januar 1909 
in Kraft. 

Potsdam, den 4. Dezember 1908. 

Der Oberpräſident der Provinz Brandenburg. 
von Trott zu Solz. f 
Anweiſung 
zur Ausführung der Polizeiverordnung über den 
Hochwaſſerſchutz in der Provinz Brandenburg. 

J. Die Schutzvorſchriften der Polizeiverordnung 
gewähren der Kreisbehörde (Landrat, in Stadtkreiſen 
Ortspolizeibehörde) Befugniſſe, die teilweiſe empfindlich 
in die privaten Eigentums⸗ und Nutzungsrechte der 
Beteiligten eingreifen können. Es iſt deshalb von 
den durch die Poltzeiverordnung gegebenen” Voll: 
machten ein ſchonender Gebrauch zu machen und bei 
ihrer Anwendung grundſätzlich davon auszugehen, 
daß die wirtſchaftlichen Intereſſen der Anlieger, Eigen⸗ 
tümer, Nutzungsberechtigten uſw. nach Möglichkeit 
berückſichtigt werden und daß ſie eine Beeinträchtigung 
nur erfahren, wenn und ſoweit das öffentliche Intereſſe 
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des Hochwaſſerſchutzes dies erfordert, was in jedem 
Einzelfall mit beſonderer Sorgfalt zu prüfen ſein 
wird. 


Hinſichtlich der einzelnen Beſtimmungen der 


Polizeiverordnung wird folgendes bemerkt: 
2 


Zu 8 2. 
Die durch § 2 eingeführte Genehmigungspflicht 


zur Vornahme von Vertiefungen der Erdoberfläche 
im Hochwaſſerabflußgebiet der durch die Polizei⸗ 
verordnung berührten Waſſerläufe tritt mit dem Tage 
des Inkrafttretens der Polizeiverordnung unmittelbar 
in Geltung; es würden daher von dieſem Zeitpunkte 
ab alle derartigen ohne behördliche Genehmigung 
vorgenommenen Vertiefungen unter die Strafvorfchrift 
des § 7 der Polizeiverordnung fallen. Es wird ſich 
ledoch empfehlen, in der erſten Zeit nach dem Inkraft⸗ 
treten der Polizeiverordnung mit der Verhängung 
von Strafen ſchonend vorzugehen, insbeſondere wenn 
die Einholung der Genehmigung nur aus Unkenntnis 
der beſtehenden Vorſchrift unterblieben iſt. 

Ausgenommen von der Genehmigungspflicht des 
8 2 ſind ſolche Vertiefungen im Hochwaſſerabflußgebiet, 
die auf Anordnung der zuständigen Deichbehörde zum 
Zwecke der Bodenentnahme für Schutz⸗ und Melio⸗ 
rationsanlagen ſtattfinden. In dieſen Fällen wird 
aber aur Verlangen des Lundrats (Orts polizeibehörde) 
der Nachweis der erfolgten deichamtlichen Anordnung 
erbracht werden müſſen. Unter „Vertiefungen der 
Erdoberfläche“ in vorſtehendem Sinne ſind Grabungen 
und Schachtungen jeder Art zu verſtehen. 

8 


Zu 83. 

Die im 8 3 enthaltene Befugnis zu dem Verbote 
des Lagerns von Schlamm uſw. ſtellt ſich als eine 
Ergänzung der Schutzvorſchriften des 8 1 des Ger 
ſetzes vom 16. Auguſt 1905 (GS. S 342) dar, 
nach deren Wortlaut ſolche Vorfluthinderniſſe, welche 
die Erdoberfläche ſelbſt nicht ändern oder ſich nicht 
als für eine gewiſſe Dauer berechnete Anlagen über 
der Erdoberfläche darſtellen, nicht getroffen werden. 
Das Verbot im 8 3 hat namentlich loſe, beſtim⸗ 
mungsgemäß vorübergehende Auſſchüttungen von 
Kies. Aufftapelungen von Bauholz oder Werkſteinen 
im Auge, ſowie Ablagerungen wechſelnder Verſand⸗ 
oder Verbrauchsgüter auf Lagerplätzen, einmalige 
Ablagerungen von Stoffen, deren Entfernung oder 
Beſeitigung beabſichtigt iſt, — alles unter der Vor⸗ 
ausſetzung, daß dieſe Veranſtaltungen im Hochwaſſer⸗ 
abfluß des betreffenden Waſſerlaufes vorgenommen 
werden und nach Lage des Einzelfalles mit dem 
Intereſſe des Hochwaſſerſchutzes unvereinbar find. 
Da bei der Handhabung dieſer Verbotsvorſchriften 
eine individuelle örtliche Prüfung nicht zu umgehen 
iſt, wird davon Abſtand zu nehmen fein, ſolche 
Verbote etwa für das ganze Flußgebiet allgemein 
zu erlaſſen; vielmehr wird das Verbot gegen 
beſtimmte Perſonen oder beſtimmt bezeichnete Grund⸗ 
ſtücke zu richten ſein. In letzterem Fall kann unter 
Umſtänden auch die Anbringung von Tafeln und 


ähnlichen Einrichtungen in Betracht kommen, die das 
Verbot zur öffentlichen Kenntnis bringen. 
4 


Zu S 4. 

Die im 8 4 der Sreispolizeibehörbe einge⸗ 
räumte Befugnis zur Beſeitigung von Bäumen und 
Sträuchern in dem dort angegebenen Umfange 
bezieht ſich nur auf „wildwachſende“ Bäume und 
Sträucher; Bäume und Sträucher, welche durch 
Saat, Pflanzung oder natürliche Verjüngung eines 
geordneten Forſtbetriebes entſtanden ſind, unterliegen 
hiernach der erwähnten behördlichen Befugnis nicht. 

Zu 8 5. 

Das Erfordernis einer Genehmigung zur Ent⸗ 
nahme von Lehm, Kies, Steinen uſw. gemäß 8 5 
bezieht ſich nicht wie § 2 auf das geſamte Hoch⸗ 
waſſerabflußgebiet, ſondern nur auf das Flußbett 
und das Ufergelände. Da deren geordneter Zuſtand 
für die Abführung des Hochwaſſers von beſonderer 
Bedeutung iſt, bedarf es ſorgfältiger Prüfung vor 
Erteilung einer ſolchen Genehmigung. Immerhin 
wird auch hier den Wünſchen der Beteiligten nach 
Möglichkeit und namentlich dann Rechnung zu 
tragen ſein, wenn die Bevölkerung auf jene Mate⸗ 
rialien zu Bauten und Wegebeſſerungen angewieſen 
iſt und der Hochwaſſerſchutz, insbeſondere die Er⸗ 
haltung der ihm dienenden Anlagen nicht die Ab⸗ 
lehnung der Genehmigung erforderte. 

Zu 8 6. 

In gleicher Weiſe wird die Verbotsbefugnis 
nach § 6 hinſichtlich der Benutzung der Ufer der 
nicht ſchiffbaren Waſſerläufe zum Abziehen und 
Abrollen von Holz und anderen Gegenſtänden zu 
handhaben ſein. Namentlich im Gebiete des Spree⸗ 
waldes iſt dabei zu berückſichtigen, daß hier vielfach 
die Flußläufe allein und ausſchließlich als Wege 
dienen und die Beförderung der landwirtſchaftlichen 
Produkte und wirtſchaftlichen Bedürfniſſe nur auf 
dem Waſſerwege erfolgen kann. 

Ebenſo wird die Benutzung der Ufer zum Vieh⸗ 
tränken ($ 6) nach Möglichkeit da zu geſtatten ſein, 
wo dieſe Befugnis auf Grund rezeßmäßig ver⸗ 
briefter Rechte oder auch nur tatſächlich in her⸗ 
kömmlicher Weiſe von den Beteiligten ausgeübt wor» 
den iſt. 

II. Die Polizeiverordnung läßt die Befug⸗ 
niſſe, welche dem Regierungspräſidenten und dem 
Bezirksausſchuß hinſichtlich der Einſchränkung von 
Vorfluthinderniſſen durch deichähnliche Erhöhungen 
und über die Erdoberfläche hinausragende Anlagen 
auf Grund des Deichgeſetzes vom 28. Januar 1848 
(GS. S. 54) und des Geſetzes zur Verhütung von 
Hochwaſſergefahren vom 16. Auguſt 1905 (GS. 
S. 342) zuſtehen, unberührt. Im übrigen 
beſtimme ich zur Sicherung eines organiſchen 
Zuſammenwirkens der bei der Fürſorge um die 
Flußläufe beteiligten Behörden für die geſchäftliche 
Handhabung der Polizeiverordnung noch folgendes: 
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Den in den 88 2—6 der Polizeiverordnung 
erwähnten Genehmigungen, Verboten und Anord⸗ 
nungen des Landrats (in Stadtkreiſen der Orts⸗ 
polizeibehörde) hat die Anhörung des örtlichen 
Beamten der Meliorationsbauverwaltung, im Gebiete 
der ſchiffbaren Waſſerläufe auch des örtlichen Beamten 
der Strombauverwaltung und in Gebieten, die zu 
einem Deichverbande gehören, auch des Deichhaupt⸗ 
manns voranzugehen. Kommt eine Verſtändigung 
zwiſchen dem Landrat (Ortspolizeibehörde in den 
Stadtkreiſen) und einer der genannten Behörden 
nicht zuſtande, ſo iſt die Entſcheidung des Regie⸗ 
rungspräſidenten einzuholen. 

Der Regierungspräſident wird ſich bei Fluß⸗ 
ſtrecken, für welche eine beſondere Strombauver⸗ 
waltung (Oderſtrombauverwaltung, Verwaltung der 
Märkiſchen Waſſerſtraßen) beſteht, mit dem Chef der 
betreffenden Strombauverwaltung ins Benehmen ſetzen. 

Der Landrat, in Stadtkreiſen die Ortspolizei⸗ 
behörde, hat von allen auf Grund der Polizeiver⸗ 
ordnung getroffenen Entſcheidungen und gemäß 8 7 
feſtgeſetzten Strafen dem örtlichen Beamten der 
Mellorationsbauverwaltung, im Gebiete der ſchiff⸗ 
baren Waſſerläufe auch dem örtlichen Beamten der 
Strombauverwaltung und in Gebieten, die zu einem 
Deichverbande gehören, auch dem Deichhauptmann 
Mitteilung zu machen. 

er Ta Bu 4 ee e 1908. 

er erpräſident der Provinz Brandenburg. 
J. W. 1996) gez.: von Trott L Solz. N 
966. Der Hilfsprediger Martin Haack aus 
Cöln iſt zum Paſtor der von der Gemeinſchaft der 
evangeliſchen Landeskirche ſich getrennt haltenden, 
evangeliſch⸗altlutheriſchen Parochie Kiehnwerder bes 
ſtellt worden. Seine Befähigung zur Anſtellung 
hat er gemäß Nr. 4 der Generalskonzeſſion vom 
28. Juli 1845 nachgewieſen. 

Potsdam, den 11. Dezember 1908. 

Der Oberpräſident. von Trott zu Solz. 
Verordnungen und Bekanntmachungen der 
Königl. Regierung zu Frankfurt a. Oder. 
967. Der Herr Miniſter hat dem Frankfurter 
landwiriſchaftlichen Verein zu Frankfurt a. M. die 
Erlaubnis erteilt, bei Gelegenheit der im Frühjahr 
und Herbſt 1909 dort abzuhaltenden beiden Pfer de⸗ 
märkte je eine öffentliche Verloſung von Pferden, 
Wagen und anderen Gebrauchsgegenſtänden zu 
veranſtalten und die Loſe in der ganzen Monarchie 
zu vertreiben. Es ſollen für jede Lotterie 120000 
Loſe zu je 1 Mark ausgegeben werden und 1200 
Hewinne im Geſamtwerie von 64000 Mark zur 
eusſpielung gelangen. Die Ziehung wird voraus⸗ 
ſichtlich am 21. April und 6. Oktober 1909 in 
Frankfurt a. M. ftattfinden. 

Der Herr Miniſter hat dem Komitee für den 
Luxuspferdemarkt in Marienburg die Erlaubnis erteilt, 
in Verbindung mit dem am 8. und 9. Juni 1909 
ſtatrfindenden Pferdemarkte eine öffentliche Verloſung 


von Pferden, Wagen und anderen Gegenſtänden zu 
veranſtalten und die Loſe in der ganzen Monarchie 
zu vertreiben. Es ſollen 160000 Loſe zu je 1 Mark 
ausgegeben werden und 2653 Gewinne im Geſamt⸗ 
werte von 69000 Mark zur Ausipielung gelangen. 
Die Ziehung wird voraueſichtlich am 10. Juni 1909 
in Marienburg ftatifinden. 

Der Herr Miniſter hat der Techniſchen Kom⸗ 
miſſion für Trabrennen in Berlin die Erlaubnis 
erteilt, eine öffentliche Verloſung von Pferden, 
Wagen uſw. zunächſt in 5 Serien zu je 210000 
Loſen im Preiſe von je 1 Mark zu veranſtalten 
und die Loſe in der ganzen Monarchie zu vertreiben. 
In jeder Serie ſollen 6039 Gewinne im Geſamt⸗ 
werte von 100000 Mark zur Ausſplelung gelangen. 
Die Ziehung der erſten Serie wird vorausſichtlich 
im Jahre 1909 ſtattfinden. 

Die Herren Landräte und Oberbürgermeiſter 
wollen dafür ſorgen, daß der Vertrieb der Loſe 
nicht gehindert wird. 

Frankfurt a. O., den 10. Dezember 1908. 

Der Regierungspräſident. 

968. Der Herr Oberpräſident der Provinz 
Brandenburg hat am 30. v. Mts. dem Vorſtand 
des Vereins für Geflügelzucht und Tierſchutz in 
Forſt die Genehmigung erteilt, am 11. Januar 
1909 im Anſchluß an die geplante Geflügel⸗ 
ausſtellung eine öffentliche Verloſung von Geflügel 
und ſonſtigen Ausſtellungsgegenſtänden nach Maß⸗ 
gabe des vorgelegten Planes zu veranftalten, 
wonach 1500 Loſe zu je 50 Pfennig im Stadikreiſe 
Forft und im Landkreiſe Sorau ausgegeben und 
100 Gewinne im Geſamtwerte von 500 Mark 
gezogen werden ſollen. 

Frankfurt a. O., den 14. Dezember 1908. 

Der Regierungspräſident. 
969. Der Herr Oberpräſident der Provinz 
Brandenburg hat dem Vorſtande des Geflügelzucht⸗ 
vereins zu Sommerfeld die Genehmigung erteilt, 
am 25. Januar 1909 im Anſchluß an die geplante 
Geflügel⸗ und Gewelh⸗Ausſtellung eine öffentliche 
Verloſung von Geflügel und ſonſtigen Ausſtellungs⸗ 
gegenſtänden nach Maßgabe des vorgelegten Planes 
zu veranitalten, wonach 2500 Loſe zu je 50 Pfg. 
in den Kreiſen Croſſen a. O., Sorau und Guben 
ausgegeben und 141 Gewinne im Geſamtwerte von 
750 M. gezogen werden ſollen. 

Frankfurt a. O., den 17. Dezember 1908. 

Der Regierungspräſtdent. 
970. Nachdem beteiligte Gewerbetreibende die 
Errichtung einer Zwangsinnung für das Glaſer⸗ 
gewerbe mit dem Sitze in Cüſtrin beantragt haben, 
wird hiermit bekannt gemacht, daß der Herr 
Erſte Bürgermeiſter in Cüſtrin von mir zum 
Kommiſſar behufs Ermittelung der Mehrheit der 
Beteiligten ernannt worden ift. 

Frankfurt a. O., den 14. Dezember 1908. 
Der Reglerungspräſident. 
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BA, Nachweiſung 


der 24jährigen Martinl⸗Durchſchnitts⸗Marktpreiſe des Getreides in den Normal⸗Marktorten 
des Regierungs⸗Bezirks Frankfurt a. O. 
nach Abzug der belden höchſten und der beiden niedrigſten Jahrespreſſe für das Jahr 1908. 
$ 19 des Ablöſungs⸗Geſetzes vom 2. März 1850. 


Weizen | Roggen | Gerfte Hafer Erbſen 


Namen 
E der FR 
8 TOS e eu e el 
5 Stäbte si EN ara 
E — — — — 

Pf. Mk Pf. 

Arnswalde 85 86 80 91 59 0 
r — 21 — — — 
elan , gen d 7, S | 28 * 35 na l 
4 Cottbus 81 46 79 47 35 l 
5 | Croſſen a O. 21 95 57 22 — 
6 | Cüſtrin h 11 15 45 29 18 
7 Finſterwalde — 48 — 69 — l) 
BI grh N.⸗ L. — 22 72 50 
9 Frankfurt a. O. * 09 66 23 


14 


10 | Friedeberg N. M. 


AE 


R E a n nei 
8 2 
SH 
S g en O O O G R H 1 O W G G H y W EL GL eh (Œ 
e 
S 
[SENI 
EN | 
© 
o G b c d 09 c 09 c e c ag c ev ago c no anl e 
de 
> 


11 } Fürſtenwalde Core) Rt 94 03 77 29 — 
12 | Guben Sp L - l 86 b4 80 
13 | Königsberg NM. 06 4⁵ 
14 Landsberg a. W. 03 86 41 02 88 
15 Luckau. — 14 82 12 — 
16 Lübben 90 56 05 23 | 11 25 
17 | Sagan 34 22 83 3|l-|— 
18 | Soldin 12 96 45 27 8 87 
19 Sommerfeld — 16 83 82 — — 
20 Sorau . EHE 60 18 8⁴ 27 8 70 
21 Spremberg — 17 94 511 9 62 
22 Wriezen 45 38 08 32 10 65 
23 | Zielenzig — — — 69 — — 
24 | Züllihau . 37 20 18 26 | 10 15 


Wegen der vorſtehend fehlenden Getreide⸗ ⸗Durchſchnittspreiſe wird auf die für dieſelben feſtgeſetzten, 
in der Beilage zu Nr. 40 des Amtsblattes der Königlichen Regierung in Frankfurt (Oder) für 1908 bekannt 
gemachten Normalpreiſe verwieſen. 

Frankfurt a. Oder, den 7. Dezember 1908. 


Königliche General⸗Kommiſſion für die Provinzen Brandenburg und Pommern. 
Peterſen. 
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973. Nachdem bei der Abſtimmung ſich die 
Mehrheit der beteiligten Gewerbetreibenden für die 


Einführung des Beitrittszwanges erklärt hat, ordne 


ich hiermit an, daß mit dem Inkrafttreten des zu 
genehmigenden Statutes eine Zwangsinnung für 
das Schloſſergewerbe, deren Bezirk dle Stadt⸗ 
gemeinden Drebkau und Senftenberg ſowie die 
ländlichen Ortſchaften (Landgemeinden und Guts⸗ 
bezirke Allmoſen, Bahnsdorf, Barzig, Brieske, 
Buchwalde, Bückgen, Clettwitz, Coſtebrau, Dobriſtroh, 
Dörrwalde, Domsdorf, Schloß⸗Drebkau, Drochow, 
Friedrichsthal, Geiſendorf, Klein⸗Görigk, Golſchow, 
Hörlitz, Jüttendorf, Kauſche, Groß Koſchen, Klein⸗ 
Koſchen, Koſchendorf, Laubſt, Lauta, Lieske, Lindchen, 
Löſchen, Meuro, Naundorf b. R., Neu⸗Petershain, 
Petershain, Raackow, Groß⸗Räſchen, Klein⸗Räſchen, 
Raunow, Rehnsdorf, Reppiſt, Roſendorf, Saalhauſen, 
Särchen, Sauo, Schmogrow, Sedlig, Siewiſch, 
Scadow, Sornow, Steinitz, Thamm, Woſchkow, 
Zſchipkau und Zſchornegosda) umfaßt, mit dem Sitze 
in Senftenberg und unter dem Namen „Schloſſerinnung 
(Zwangeinnung) zu Senftenberg“ errichtet werde. 
Von dem genannten Zeitpunkt ab gehören alle 
Gewerbetreibende, welche das bezeichnete Handwerk 
betreiben, dieſer Innung an. 

Frankfurt a. O., den 14. Dezember 1908. 

Der Negierungspräſident 

974. Die getroffenen Anordnungen wegen 
Errichtung einer Zwangsinnung für das Maler», 
Ladierer: und Glaſergewerbe mit dem Sitze in 
Cüſtrin vom 3. Juni 1899 (abgedruckt Regierungs⸗ 
amtsblatt S. 225) und vom 6. Januar 1904 
(abgedruckt Regierungsamtsblatt S. 5) werden auf 
Antrag der Mehrheit der auszuſcheidenden Innungs⸗ 
mitglieder dahin abgeändert, daß das Glaſergewerbe 
ausgeſchieden wird. Die Ausſcheidung tritt mit 
dem 1. Januar 1909 in Kraft. 

Die Innung hat von dem Inkrafitreten des 
zu genehmigenden Statutennachtrages ab den Namen 
„Maler- und Lackiererinnung (Zwangsinnung) zu 
Cüſtrin“ zu führen. 

Frankfurt a. O., den 14. Dezember 1908. 

Der Regierungspräſident. 

975. Durch Miniſterialerlaß vom 10. Dezember 
1908 iſt in Abänderung des Erlaſſes vom 27. Juli 
1901 He 1882 genehmigt worden, daß die Auf⸗ 
bewahrungszeit der den Gendarmen gelieferten 
Kreisblätter auf den Zeitraum von 3 Jahren be⸗ 
ſchränkt wird. Die Gendarmen ſind jedoch ge⸗ 
halten, Bekanntmachungen, die eine längere Auf⸗ 
bewahrung erforderlich machen, wie Polizeiverord⸗ 
nungen ulm, aus dem Kreisblatt herauszuſchnelden 
und in einem beſonderen Heſte zu ſammeln. 

Das in einigen Kreiſen bereits übliche Ver⸗ 
fahren, wichtige Bekanntmachungen von bleibendem 
Wert am Jahresſchluß in einem beſonderen Druck⸗ 
heſte qu veröffentlichen und an die Gendarmen 


koſtenlos abzugeben, kann als zweckmäßig zur Nach⸗ 
achtung empfohlen werden. 

Frankfurt a. O., den 20. Dezember 1908. 

Der Regierungspräſident. 
Polizeiverordnung 
betreffend den Kehrzwang. 

Auf Grund der 88 6, 12 und 15 des Geſetzes 
über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 
(G⸗S. S. 265) und der 88 137, 139 und 140 
des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung 
vom 30. Juli 1883 (G.⸗S. S. 195) wird unter 
Zuſtimmung des Bezirksausſchuſſes für den Umfang 
des Regierungsbezirkes, was folgt, verordnet: 

§ 1. Inſoweit Kehrbezirke eingerichtet find, 
erfolgt die Reinigung der Schornſteine und der in 
dieſe einmündenden Rauchröhren ausnahmslos durch 
den Bezirkeſchornſteinfeger. Die Hausbefiger oder 
deren Vertreter dürfen ſich zur Ausführung der 
Reinigung eines anderen als des Bezirksſchornſtein⸗ 
fegers nicht bedienen. 

$ 2. Alle im Gebrauch befindlichen Schorn⸗ 
ſteine und Rauchröhren müſſen in der Zeit vom 
15. April bis 15. Oktober wenigſtens dreimal und 
in der Zeit vom 15. Oktober bis 15. April 
wenigſtens viermal in entſprechenden Zwiſchenräumen 
gereinigt werden. 

Schornſtelne und Rauchröhren, welche nur 
vorübergehend benugt werden, find nach Bedarf zu 
reinigen. Die Reinigung von Schornſteinen mit 
ſehr ſtarker Feuerung, wie z. B. in Bäckerelen, 
Schmieden uſw., hat je nach Bedarf in häufigeren 
Zwiſchenräumen zu geſchehen. Zu einer öfteren 
Reinigung kann der verpflichtete Hausbeſitzer oder 
deſſen Stellvertreter auch in dem Falle angehalten 
werden, wenn die Anlagen der Feuerungen, Schorn⸗ 
ſteine uſw. oder die Beſchaffenheit des Brennmaterials 
eine ſolche in ſicherheitspolizellichem Intereſſe geboten 
erſcheinen laſſen. Die Reinigung von Kochmaſchinen, 
Bratöfen, Ventilations⸗ und Wraſenrohren bleibt 
der freien Vereinbarung überlaſſen. 

Ueber die Frage, ob eine öftere Reinigung 
erforderlich iſt, hat im Streitfalle die Ortspolizei⸗ 
behörde zu entſchelden. 

Die Reinigung kann unterbleiben, wenn der 
Nachweis geführt wird, daß die betreffenden 
Feuerungen ſeit dem letzten Kehren nicht benutzt 
worden ſind. 

S 3. Alle freiſtehenden Schornſteine für 
größere Feuerungsanlagen in Fabriken, die ähnlichen 
Zwecken dienenden Schornſteine in landwirtſchaftlichen 
Betrieben und die Schornſteine für Dampfkeſſel⸗ 
feuerung ſind dem Kehrzwange nicht unterworfen, 
gleichgültig ob es ſich um gemauerte oder eiſerne 
Schornſteine handelt. Ausgenommen find enge, in 
Gebäuden eingemauerte Schornſteine zu den an⸗ 
gegebenen Zwecken (ſog. ruſſiſche Kamine). 

S 4. Jeder Hausbeſitzer oder fein Stellvertreter 
if verpflichtet, die Reinigung der Schornſteine durch 


976. 
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den Bezirksſchornſteinfeger oder deſſen Hilfsperſonal 
nach vorheriger Anſage zu den beſtimmten Zeiten 
zu geſtatten. 

Die Zahlung der Gebühren an den Bezirks⸗ 
ſchornſteinfeger erfolgt nach Maßgabe der erlaſſenen 
Kehrlohntaxe und, wenn ſolche nicht feſtgeſetzt iſt, 
der getroffenen Vereinbarung. 

9 5. Jeder Hausbeſitzer oder fein Stellvertreter 
ift verpflichtet, der Ortspolizeibehörde ungeſäumt 
ſchriftliche Anzeige zu erftatten, ſofern ein Bezirks⸗ 
ſchornſteinfeger die Reinigung unpünktlich oder nicht 
ordnungsmäßig ausführt. IT Eu EFT 

B 6. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Polizei⸗ 
verordnung werden, ſoweit nicht höhere Strafen 
verwirkt find, mit Geldſtrafe bis zu 60 Mark, im 
Unvermögensfalle mit entſprechender Haft geahndet. 

B 7. Dieſe Polizeiverordnung tritt mit dem 
1. Januar 1909 in Kraft. Gleichzeitig werden die 
zur Durchführung des Kehrzwanges er laſſenen Kreis: 
und Ortspolizeiverordnungen aufgehoben. 

Frankfurt a. O., den 19. Dezember 1908. 

Der Regierungspräſident. 
977. Der Schluß der Jagd auf Birk, Haſel⸗ 
und Faſanenhennen im Regierungsbezirk Frank⸗ 
furt a. O. erfolgt mit dem Ablauf des 17. Ja⸗ 
nuar 1909. e 

Frankfurt a. O, den 19. Dezember 1908. 

Der Bezirksausſchuß. 
Bekauntmachung des Vorſitzenden der ftaat⸗ 
lichen Kommiſſion zur Abhaltung der Huf⸗ 

beſchlagsprüfungen zu Frankfurt a. O. 
978. Der nächſte Termin der durch das Geſetz 
vom 18. Juni 1884 vorgeſchriebenen Prüfung von 
Schmieden über ihre Befähigung zum Betriebe des 
Hufbeſchlaagewerbes wird hierſelbſt 

am Donnerſtag den 25. Februar 1909 
abgehalten werden. 

Meldungen zu dieſer Prüfung find bis ſpäteſtens 
den 25. Januar k. Js. an den Unterzeichneten zu 
richten. 

Ñ Die Prüfungsgebühren betragen 10 Mark und 
ſind zu gleicher Zeit mit der Meldung porto⸗ und 
beſtellgeldfrei an die hieſige Königliche Regierungs- 
Hauptkaſſe, 9. Buchhalterei, einzuſenden. 

Ferner ſind mit dem Geſuch um Zulaſſung 
zur Prüfung dem Unterzeichneten noch einzureichen: 

1. der Geburtsſchein, E 

2. etwa vorhandene Zeugniſſe über die ‚erlangte 
techniſche Ausbildung (Geſellen⸗, Meifterbrief 
u. dergl.), 

3. eine ſchriftliche Erklärung darüber, ob der 
Meldende ſich ſchon einmal der Prüfung erfolg⸗ 
los unterzogen hat. 

Es werden nur ſolche Schmiede zugelaſſen, 
welche das 19. Lebensjahr vollendet haben und den 
amtlichen Nachweis erbringen, daß ſie die letzten 
3 Monate vor der Meldung zur Prüfung im Re⸗ 
glerungsbezirk Frankfurt ſich aufgehalten haben. 


Schmiede, welche die Prüfung nicht beſtanden 
haben, können erſt nach Ablauf von ſechs Monaten 
zu einer neuen Prüfung zugelaſſen werden. 

Frankfurt a. O., den 10. Dezember 1908. 

Der Vorſitzende 
der ſtaatlichen Hufſchmiede⸗Prüfungskommiſſion 
des Regierungsbezirks Frankfurt a. O. 
Veterinärrat Dietze. 
Gönigliche Regierung.) 
Bekanntmachungen des Röniglichen Ober⸗ 
Bergamts zu Halle a. S. 
979. Bergwerksverleihung. 
Im Namen des Königs! 

Auf Grund der am 12. September 1908 
präſentterten Mutung wird dem Rittergutsbeſitzer 
Georg von Klitzing zu Charlottenhof bei Dieb a. d. 
Ditbahn unter dem Namen Georg Lebrecht das 
Bergwerkgeigentum in dem Felde, deſſen Begrenzung 
auf dem heule von uns beglaubigten Situationsriſſe 
mit den Buchſtaben: A B OC DEF GH IK L 
MNOT OR 8 A bezeichnet iſt, und welches, 
einen Flächeninhalt von 2199994 qm, buchſtäblich: 
zwelmillioneneinhundertneunundneunzigtauſendneun⸗ 
hundertvierundneunzig Quadratmeter, umfaſſend, in 
den Gemarkungen Charlottenhof und Kgl. Forſt 
Hohenwalde im Kreiſe Landsberg des Reglerungs⸗ 
bezirks Frankfurt a. O. und im Oberbergamisbezirke 
Halle gelegen iſt, zur Gewinnung der in dem Felde 
vorkommenden Braunkohle hierdurch verliehen. 

Urkundlich ausgefertigt. 
Halle a. S., den 12. Dezember 1908. 
(Siegel) 
Königlich Preußiſches Oberbergamt. 

Vorſtehende Verleihungsurkunde wird unter 
Verweisung auf die 88 35 und 36 des Allgemeinen 
Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 mit dem Be⸗ 
merken zur öffentlichen Kenntnis gebracht, daß der 
Situationsriß während der im § 37 a. a. O. vor⸗ 
geſchriebenen Friſt in den Dienſträumen des König⸗ 
lichen Bergrevierbeamten zu Frankfurt a. O. zur 
Einſicht offen liegt. 

Halle a. S., den 12. Dezember 1908. 

Königliches Oberbergamt. 
Nr. 20036. Scharf. 


Bekanntmachun 
der Oberzolldirektion zu Berlin. 


980. Es wird hiermit zur öffentlichen Kenntnis 
gebracht, daß die Nummer 23 des diesjährigen 
Nachrichtenblattes für die Zoll tellen, in der die 
mit dem 1. Dezember d. Is. in Wirkſamkeit 
getretenen Aenderungen und Ergänzungen des 
Warenverzeichniſſes zum Zolltarif und der Anleitung 
für die Zollabfertigung abgedruckt ſind, in je einem 
Exemplare bei den Amteſtellen der Zollverwaltung 
zur Einſicht des Publikums bereit gehalten wird. 
Berlin, den 14. Dezember 1908. 
Die Oberzolldirektion. 
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Bekanntmachung der Königl. Direktion der 
Reuteubank für die Provinz Brandenburg. 
981. Denjenigen Grundbeſitzern, welche die an 
die Rentenbank zu entrichtenden Renten zum 
30. September 1908 durch Kapital zahlung abgelöſt 
haben, wird hiermit bekannt gemacht, daß wir die 
gemäß 8 27 des Rentenbankgeſetzes vom 2. März 1850 
ausgefertigten Löſchungsquittungen den betreffenden 
Kreiskaſſen zugefer tigt haben, um fie den zuſtändigen 
Königlichen Amtsgerichten behufs Löſchung der 
Rentenpflicht im Grundbuche zuzuſtellen. 
Berlin, den 19. November 1908. 
Kögigliche Direktion 
der Rentenbank für die Provinz Brandenburg. 
Bekannenacung Ner Kaiſerlichen Otter: 
wftsireftion „ Frauffur „. © 
982 Das Poſtamt in Lagom führt fortan die 
zuſätzliche Bezeichnung „Kr. Oyſternberg.“ 
Werfen Narren. 
983. An Stelle des am 1. Januar 1909 in 
den Ruheſtand tretenden Forſikaſſenrendanten, 
Rechnungerates Bergin iſt dem Regierungs⸗Haupt⸗ 
kaſſen⸗Buchhalter Wende in Allenſtein die Mer: 
waltung der Forſtkaſſen⸗Nendantenſtelle in Fürſten⸗ 
felde zu dieſem Zeitpunkte übertragen werden. 
984. Es tritt in den Nuheſtand: Der Ober⸗ 
Poſtſekretär Honig in Guben. 
985. Dem Fräulein Käte Schmölcke in 
Wilkersdorf, Kreis Königsberg Nm., iſt die Er⸗ 
laubnis zur Annahme der Stelle als Hauslehrerin 
und Erzieherin im Regierungsbezirke erteilt worden. 
986. Erledigt iſt die unter dem Patronate des 
Magiſtrats in Frankfurt a. O. ſtehende Pfarrſtelle 
zu Kunersdorf, Diözeſe Franffurt J, durch Ableben 
des Inhabers, des Pfarrers Ehrhardt am 3. No⸗ 
vember 1908. Die Gnadenzeit läuft bis 30. Junt 
1909 einſchließlich. 
987. Erledigt wird die Pfarrſtelle Königlichen 
Patronats zu Neu⸗Anspach, Diözefe Friedeberg Nm., 
durch Abgang des Pfarres Neuhauß zum 
1. Januar 1909. Wiederbeſetzung erfolgt durch 
Gemeindewahl nach dem Pfarrwahlgeſez vom 
15. März 1886 — K. Geſ.⸗ und V.⸗Bl. S. 39. — 
Bewerbungen ſind ſchriftlich bel dem Königlichen 
Konſiſtorlum einzureichen. 


Ver miſchtes. 
988. Bei dem Konſiſtorium der Provinz iſt 
Anzeige gemacht über folgende Geſchenke, welche 
neuerdings den mit den Diözeſen nachbenannten 
Kirchen pp. des Reglerungsbezirks Frankfurt a. O. 
geſpendet wurden: Arnswalde. K. Zühlsdorf. 
1. Landesdirektor der Provinz Kruzifix. 2. Gmde⸗ 


glieder 80,50 M. z. Teppich u. Läufern. 3. H. Radke 
62,76 M. dgl. 4. Fr. Splettſtößer 2 Altar vaſen. 
5. Fr. Pf. Guthke Altardecke. Kottbus. Kapelle 
Cathlow. 6. Verwaltung d. v. Schöningſchen 
Stiftung Harmonium. 7. Fr. Oberförſter Neumann 
Taufſchüſſel. 8 Frls. Neumann Taufdecke. Kroſſen J. 
K. Drehnow. 9. Prinz u. Prinzeſſtin zu Löwen⸗ 
ſtein Patene u. Abendmahlskanne. 10. Pfarrhaus 
Velum. Frankfurt J. K. Roſengarten. 11. Ehe⸗ 
leute Rücker Altarteppich. Frankfurt II. K. Peters⸗ 
dorf. 12. Kommerzienrat Schönner Altarbekleid., 
Kanzeldecke. Taufſteindecke, Rahmen f. Abendmahl⸗ 
gemälde. Guben. K. Fürſtenberg. 13. Maurer⸗ 
meiſter Groſſe Tauſſchüſſel. 14. Samml. durch 
Frl. Stoll 230 M. z. Beſchaff e. Teppichs. 15. 
Samml. d. Gmdeglieder Teppich. 16. Fr. Thlelen⸗ 
berg 400 M f. e. Halbfenſter. Königsberg IL 
K. Simonsdorf. 17. Bauer Roͤhl, x. Streſow, 
Ihlow u. Sternkiker Kronleucht. Landsberg II. 
K. Berueuchen. 18. Frl. v. d. Borne Linoleum⸗ 
belag. K. Wuſterwitz. 19. Rittergutsbeſ. Müller 
Abendmahlskanne. Soldin. K. Lippehne. 20. 
Aelt.Runge ſtrankenkommunionbeſteck. K. Grüneberg. 
21. Rittergutsdeſ. Ramm Gelände z. e. neuen 
Begräbntsplatz. 22. Dorfgmde. dgl. Sonnenburg. 
K. Randen 23 Ooeramtmann Wandrey Kron⸗ 
leucht. Spremberg. K. Stradow. 24. Patr. 
Ritimſtr. Seydel u. Gemahlin 6 Kanzelleucht. u. 
1 Opferkaſten. 25. Frl. Meurer 2 Kanzelleucht. 
K Wolkenberg. 26. Rittergutsbeſ. Platz 2 Altar⸗ 
leucht. 27. Frl. Platz 2 Unterſätze dazu. 28. 
Legatenzinſen Taufbecken. Sternberg I. K. Zielen⸗ 
zig. 29. Ungen. 200 M. f. d. Kleinkinderſchule. 
Sternberg Tl. K. Grabow. 30. Ritterautsbeſ. 
v. Bonin⸗Grabow Alt.⸗, Kanzel⸗ u. Taufftein⸗ 
Bekleid. 31. Fr. v. Bonin⸗Botttchow 6 Fenſter⸗ 
vorhänge. Züllichau. Züllichau Stadipfarrk. 
32. Kfm. Wiedeke Altarbekleid. 33. Frl. Schachmann 
2 kleine Kirchenfenſter. 34. Fr. Schwan kl. Kirchen⸗ 
fenſter. 35. Kanzleibeamter Morgenſtern bag. 
36. Jahaber d. Glasmal. u. Kunſtanſtalt Haber⸗ 
mehl in Dortmund großes Kirchenfenſter. Schloß⸗ 
kirche Züllichau. 37. Eheleute A. Müller zwei 
Altarleucht. m. Kerzen. 38. Frl. Müller Tauf⸗ 
ſchüſſelſtänder. 39. Sammlg. b. Gmdeglieder Alt. 
und Kanzelbekleid. Neue Kirche Züllichau. 
40. Sammlg. d. Gmde. 180 Hut⸗ u. Schirmhalter 
u. Brunnen a. d. Kirchplatz. K. Padligar. 
41. Frauenhilfe 30 M. z. Beſchaff. e. Harmonlums. 
42. Jungfrauenverein 10 M. dgl. 43. Jünglings⸗ 
verein 10 M. dgl. 44. Samml. i. d. Barodie 
150 M. dgl. 
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